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Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 5 der öffentlichen Sitzung am 16.12.2005

Vorlage Nr. 05-F-01-0099

Bessere Finanzausstattung der Kommunen durch das Land Hessen
- Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 06.12.2005 -

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung erwartet, dass das Land Hessen die 
Konsolidierungsanstrengungen der Kommunen unterstützt, indem es seinerseits einen 
angemessenen Beitrag zu ihrer Finanzausstattung leistet.

Dies gilt insbesondere für

 die Einrichtung eines Stabilisierungsfonds nach dem Beispiel von Rheinland Pfalz, 
durch den sicher gestellt wird, dass die Zuweisungen aus dem Kommunalen 
Finanzausgleich jährlich mindestens mit 1,0 % zunehmen,

 keine weitere Kürzung des Sozialhilfelastenausgleichs und des 
Jugendhilfelastenausgleichs

und 

 die vollständige Weiterleitung der den Kommunen zustehenden Entlastungen durch 
Hartz IV beim Wohngeld.

Der Magistrat wird aufgefordert, diese Forderungen direkt den Wiesbadener 
Landtagsabgeordneten, den Fraktionen des Hessischen Landtags und dem Hessischen 
Städtetag zu übermitteln.

Beschluss Nr. 0569

Der Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 06.12.2005 betr.

 Bessere Finanzausstattung der Kommunen durch das Land Hessen

wird zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung 
überwiesen.
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1. Dem Vorsitzenden des Ausschusses Wiesbaden,          .12.2005
für Finanzen, Wirtschaft und
Beschäftigung mit der Bitte um
weitere Veranlassung

2. Dem Magistrat
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,           .12.2005
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Dezernat III Diehl
mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbürgermeister
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